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Das lange erwartete Anwendungsschreiben des BMF zur Verlustabzugsbeschränkung gem. § 8c KStG steht zur Bekanntma-

chung an. Es wird das BMF-Schreiben vom 4.7.2008 (BStBl. I 2008, 736) ersetzen. Das BMF wird sich darin zur Anwendung der

allgemeinen Verlustabzugsbeschränkung für Körperschaften gem. § 8c KStG unter Berücksichtigung der Änderungen durch

das Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom 22.12.2009 (BGBl. I 2009, 3950) – Einführung der Konzernklausel (§ 8c Abs. 1 S. 5

KStG) und der Stille-Reserven-Klausel (§ 8c Abs. 1 S. 6 bis 9 KStG) –, durch das JStG 2010 vom 8.12.2010 (BGBl. I 2010, 1768) –

Anpassung der Stille-Reserven-Klausel – und durch das StÄndG 2015 vom 2.11.2015 (BGBl. I 2015, 1834) – Anpassung der

Konzernklausel – und dem Verhältnis der Klauseln zueinander äußern. Das Schreiben wird ferner Ausführungen zum Anwen-

dungsbereich, zum schädlichen Beteiligungserwerb, zum Erwerber, zu den Rechtsfolgen (Zeitpunkt, Umfang des Verlustunter-

gangs, unterjähriger Beteiligungserwerb bei Organschaften) sowie zu den Anwendungsvorschriften – u.a. auch bzgl. der sog.

Mantelkaufregelung des § 8 Abs. 4 KStG neben § 8c KStG enthalten. Zum Thema s. auch Editorial von Ernst im kommenden

Heft; in Kürze erscheinen ferner die Beiträge von Zöller zu § 8c KStG und von Mirbach zu § 8d KStG (Letzterer nach Bekanntga-

be des noch in Bearbeitung befindlichen BMF-Schreibens zu § 8d KStG).

Udo Eversloh,

Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
EuGH: Grundsatz des Verbots missbräuchli-

cher Praktiken

1. Der Grundsatz des Verbots missbräuchlicher

Praktiken ist dahin auszulegen, dass er unabhän-

gig von einer nationalen Maßnahme zu seiner

Durchsetzung in der innerstaatlichen Rechtsord-

nung unmittelbar angewandt werden kann, um

Immobilienverkäufen wie den im Ausgangsver-

fahren in Rede stehenden, die vor dem Erlass

des Urteils vom 21. Februar 2006, Halifax u. a.

(C-255/02, EU:C:2006:121), durchgeführt wur-

den, die Befreiung von der Mehrwertsteuer zu

versagen, ohne dass die Grundsätze der Rechts-

sicherheit und des Vertrauensschutzes dem ent-

gegenstehen.

2. Die Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates

vom17.Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts-

vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz-

steuern – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem:

einheitliche steuerpflichtigeBemessungsgrundla-

ge ist dahin auszulegen, dass in dem Fall, dass die

im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Um-

sätze in Anwendung des Grundsatzes des Verbots

missbräuchlicherPraktikenumzuqualifizierensein

sollten, diejenigen Umsätze, die keine solche Pra-

xis darstellen, aufderGrundlagedereinschlägigen

Vorschriften der nationalen Regelung, die eine

entsprechende Steuerpflichtigkeit vorsieht, mit

derMehrwertsteuerbesteuertwerdenkönnen.

3. Der Grundsatz des Verbots missbräuchlicher

Praktiken ist dahin auszulegen, dass, um auf der

Grundlage von Rn. 75 des Urteils vom 21. Febru-

ar 2006, Halifax u. a. (C-255/02, EU:C:2006:121),

zu bestimmen, ob mit den im Ausgangsverfah-

ren in Rede stehenden Umsätzen im Wesentli-

chen ein Steuervorteil bezweckt wird oder nicht,

das Ziel der Mietverträge, die den im Ausgangs-

verfahren in Rede stehenden Immobilienverkäu-

fen vorausgingen, isoliert zu betrachten ist.

4. Der Grundsatz des Verbots missbräuchlicher

Praktiken ist dahin auszulegen, dass Lieferun-

gen von Immobilien wie die im Ausgangsver-

fahren in Rede stehenden zur Erlangung eines

Steuervorteils führen können, der dem Ziel der

einschlägigen Vorschriften der Sechsten Richt-

linie 77/388/EWG zuwiderläuft, wenn diese Im-

mobilien vor ihrem Verkauf an Dritte noch

nicht von ihrem Eigentümer oder ihrem Mieter

tatsächlich genutzt worden sind. Es ist Sache

des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob dies

im Rahmen des Ausgangsrechtsstreits der Fall

ist.

5. Der Grundsatz des Verbots missbräuchlicher

Praktiken ist dahin auszulegen, dass er in einer

Situation wie der im Ausgangsverfahren in Rede

stehenden anwendbar ist, die die eventuelle

Mehrwertsteuerbefreiung eines Umsatzes der

Lieferung von Immobilien betrifft.

EuGH, Urteil vom 22.11.2017 –

C-251/16, Cussens u. a.
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-2901-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Verrechnung von Altverlusten aus Ka-

pitalvermögen mit abgeltend besteuerten

positiven Einkünften aus Kapitalvermögen

im Wege der Günstigerprüfung

1. Voraussetzung für die Verrechnung zwi-

schen den dem gesonderten Steuertarif des

§ 32d Abs. 1 EStG unterliegenden positiven

Einkünften aus Kapitalvermögen und den

dem Steuertarif des § 32a EStG unterliegen-

den Altverlusten aus Kapitalvermögen ist ein

Antrag auf Günstigerprüfung gemäß § 32d

Abs. 6 EStG.

2. Die Ungleichbehandlung der Verrechnung

von Altverlusten aus Kapitalvermögen gegen-

über den Altverlusten i. S. des § 23 EStG a. F. ver-

stößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG.

BFH, Urteil vom 29.8.2017 – VIII R 5/15
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-2901-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Depotübergreifende Verlustverrech-

nung gemäß § 20 Abs. 6 S. 1 EStG bei An-

tragsveranlagung nach § 32d Abs. 4 EStG

1. § 20 Abs. 6 Satz 1 EStG steht der depotüber-

greifenden Verrechnung von Altverlusten i. S.

des § 23 EStG in der bis zum 31. Dezember 2008

geltenden Fassung (EStG a. F.) bei der (Antrags-

)Veranlagung gemäß § 32d Abs. 4 EStG nicht

entgegen, da die depotbezogenen unterjähri-

gen Verlustverrechnungen der auszahlenden

Stelle i. S. des § 43a Abs. 3 EStG zwar vorrangig,

aber nicht endgültig sind.

2. Die depotübergreifende Verrechnung von Alt-

verlusten i. S. des § 23 EStG a. F. ist auch aus ver-

fassungsrechtlichen Gründen geboten.

3. Auch die Regelung des § 20 Abs. 6 Satz 6 EStG

steht der Verlustverrechnung nicht entgegen.

BFH, Urteil vom 29.8.2017 – VIII R 23/15
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-2901-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Wiedereinsetzung in die Antragsfrist

gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 S. 4 EStG bei nicht

fachkundig beratenen Steuerpflichtigen

1. Sind Einkünfte aus der Ausschüttung einer Ka-

pitalgesellschaft, deren Beteiligung der Steuer-

pflichtige im Privatvermögen hält, aufgrund ei-

nes Antrags auf Günstigerprüfung gemäß § 32d

Abs. 6 EStG den tariflich zu besteuernden Ein-

künften hinzuzurechnen, findet die anteilige

(40 %-ige) Steuerbefreiung gemäß § 3 Nr. 40

Satz 1 Buchst. d EStG keine Anwendung.

2. Sowohl die Unkenntnis des Antragsrechts ge-

mäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG als auch die Un-

kenntnis, einen solchen Antrag neben einem

Antrag auf Günstigerprüfung stellen zu können

bzw. zu müssen, können bei einem nicht fach-

kundig beratenen Steuerpflichtigen unverschul-

det sein und zur Wiedereinsetzung in die An-

tragsfrist gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 EStG

berechtigen. Dies kann selbst dann gelten, wenn

die in Bezug auf die Antragsrechte unzureichen-
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